
Auch militärische und strategische Gesichtspunkte sind 
Ursache für zahlreiche Enteignungsfälle, die in der 
Art der Durchführung jeder Rechtmäßigkeit und jeder 
Rechtsordnung widersprechen. Es sei in diesem Zu­
sammenhang auf die Räumung der 15-km-Zone entlang 
der Zonengrenzen und auf die Aussiedlungsmaßnahmen 
entlang der Ostseeküste einschließlich der vorgelager­
ten Inseln verwiesen. Mit welchen Mitteln in diesen 
Fällen vorgegangen wurde, zeigen nachfolgende Doku­
mente:

DOKUMENT 227

Es erscheint Herr Otto Bocksch, z. Zt. Westberlin, und 
erklärt zur Wahrheit ermahnt folgendes:
Im Zuge der Aktion gegen die Hotels an der Ostsee­
küste fand am 10. Februar 1953 auch bei uns im Hotel 
Vineta, Koserow, eine Haussuchung statt. Eine Photo­
kopie des Durchsuchungsbefundes fügen wir in der An­
lage bei.
Bei dieser Haussuchung wurde nichts gefunden.
Nach 3 Wochen, am 5. März 1953, erschien vom SSD 
ein Herr Moldenhauer und erklärte uns mündlich, daß 
wir wegen Wirtschaftsverbrechen, bestehend in zu gro­
ßem Kohlenvorrat sowie in der Abgabe von Hering 
an die Sommergäste, sofort enteignet seien. Unsere 
Bankverbindung und Post wurde sofort gesperrt. Jede 
weitere Tätigkeit und Betreten der Räume wurde uns 
verboten.
Da meine Berufskollegen am Ort schon verhaftet waren 
und ich inzwischen erfahren hatte, daß uns das gleiche 
Schicksal bevorsteht, sahen wir uns am 7. März 1953 
zur Flucht nach Westberlin gezwungen. Am 9. 3. 1953 
soll dann das Polizeiauto mit 4 Mann zu unserer Ab­
holung erschienen sein.

Berlin, den 8. 1. 54
v. g. u.

gez. Unterschrift gez. Otto Bocksch

*

Ähnlich lautet der Bericht des Eigentümers des Kin­
dererholungsheimes „Wald und See“ in Bansin vom 
28. 8. 1953:

DOKUMENT 228

(Auszugsweise Abschrift aus der Anlage zum Frage­
bogen für Enteignungen des Julius bzw. der Anna 
Jacobi vom 12. 9. 53)
Ende Februar, Anfang März 1953 setzten die allgemei­
nen Hausdurchsuchungen ein, welche von völlig unbe­
kannten weiblichen und männlichen Kriminalpolizisten 
durchgeführt wurden. Es erfolgte durch mündliche Er­
klärung die Beschlagnahme. Nach Anforderung der 
Steuerbücher stellte man fest, das in den früheren 
Jahren Nahrungsmittel, Holz usw. zur Verwendung im 
Heim bzw. dessen Aufrechterhaltung schwarz gekauft 
waren und diese Ausgaben infolge Nichtanerkennung 
durch das Finanzamt nicht verbucht wurden. Wir sollten 
darüber Angaben machen, wer die seinerzeitigen Ver­
käufer waren.
Bei meinen Vernehmungen wurde mir vorgehalten, daß 
ich mich strafbar gemacht hätte, und zwar durch den 
Erwerb von Hühnerfutter, Mehl zur Schweinemast, 
Bohnenkaffee und Medikamenten. Man warf mir vor, 
Geld unter einer Deckadresse nach Berlin gesandt zu 
haben.

Eis war allgemeines Gespräch, daß dieserhalb eine Be­
strafung 'mit Zuchthaus erfolgen müsse, um schließlich 
durch eine solche Verurteilung eine Elnteignung zu 
rechtfertigen.

gez. Jakobi
*

Ein anderer Eigentümer eines Hotels in Binz/Rügen 
gab in gleichem Zusammenhang einen sehr aufschluß­
reichen Bericht ab, der gleichzeitig in seinem Schluß­
absatz auch den deutlichen Zweck dieser Enteignungs­
aktion erkennen läßt:

DOKUMENT 229

(Abschrift des Anhangs zum Fragebogen für Ent­
eignungen der Frau Anni Bolle vom 26. 6. 1953)
Im Zuge der von der ostzonalen Regierung (stellvertr. 
Ministerpräsident Ulbricht) angeordneten Aktion zur 
Enteignung der Fremdenheime in den Ostseebädern 
wurde auch mir auf Grund einer rücksichtslosen und 
allen gesetzlichen Vorschriften widersprechenden Haus­
suchung ein Wirtschaftsverbrechen angehängt. Ich 
wurde, wie viele andere Hausbesitzer, die nicht recht­
zeitig geflüchtet sind, zu dem Zweck verhaftet, um in 
meiner späteren Aburteilung meine Vermögensentziehung 
aussprechen zu können und mir mein Grundstück zu 
enteignen. Mein mündlicher Einspruch bei dem Unter­
suchungsrichter hatte keinen Erfolg und ich mußte 
9—10 Wochen als Untersuchungsgefangene in dem 
Zuchthaus Bützow/Meckl. verbringen. Durch die ge­
schickte Verteidigung meines Rechtsanwaltes und daß 
mein Verlobter, Herr Bier, es durchsetzte, als Ent­
lastungszeuge zugelassen zu werden, mußte ich frei­
gesprochen werden.
Nach meiner Entlassung fiel mir jedoch auf, daß mir 
meine Urteilsbegründung nicht ausgehändigt und auch 
später nach dringenden schriftlichen Anforderungen 
nicht zugesandt wurde. Mein Bankkonto blieb gesperrt, 
und ich konnte nicht über mein Haus verfügen. Eine 
schriftliche Erklärung meines Rechtsanwalts wurde nicht 
anerkannt. Als mein Verlobter dann am 20. Mai in die­
ser Angelegenheit beim Rat des Bezirkes in Rostock 
vorstellig wurde, konnte er durch Zufall, dadurch daß 
er eines Geldschranktransportes wegen auf den Flur 
hinaustrat, Zeuge eines Gespräches zwischen dem An­
gestellten und dem Abteilungsleiter dieses Sachgebietes 
werden. Aus diesem ging hervor, daß der Fall B o l l e  
nochmal aufgerollt werden sollte, da der Zeuge falsche 
Aussagen gemacht hätte.
Ich mußte mich daraufhin in Sicherheit bringen, wenn 
ich nicht nochmals längere Zeit im Zuchthaus zubringen 
wollte. Mein Vermögen mußte ich zum größten Teil 
zurücklassen, welches nun von dem System enteignet 
wird.
Der Urheber der in Abschnitt 2 geschilderten Vorgänge 
muß m. E. der Hauptmann der Seepolizei, Becker, z. Zt. 
Ministerium des Innern, Dienststelle der kasernierten 
Volkspolizei Prora, Verwaltungsabteilung, Binz, Haus 
„Heinz Kapelle“ gewesen sein. Er sagte mir nämlich 
ganz offen, daß auch bei einem Freispruch das Objekt 
enteignet würde und daß die Polizei gerade auf mein 
Haus besonders scharf sei, wie er sich ausdrückte.
Berlin, den 26. Juni 1953

gez. Anni Bolle
*

Bemerkenswert ist weiter eine Weisung des Rates der 
Gemeinde Göhren auf Rügen an den Eigentümer eines 
Hotels, womit dieser zur freiwilligen Räumung seines 
Hotels aufgefordert wird.
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